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Relevante Steuerinformationen aus der Finanzverwaltung
►     Ausgewählte Verwaltungsanweisungen 2005/2006
Themen-Übersicht:

(01)     Ausgleichszahlungen für die Übernahme der Verpflichtung zur Schaffung von natur-

            schutzrechtlichen Ausgleichsflächen (§ 65 AO).

(02)     Integrationsprojekte nach § 132 SGB IX als Zweckbetriebe i.S. des § 68 Nr. 3 Buchst. c    
            AO.

(03)     Schülerbeförderung.  

(04)     Vereinfachter Zuwendungsnachweis bei Spenden bis 100 € ; Online-Banking.

(05)     Liquidationseinnahmen der Chefärzte als Arbeitslohn...

(06)     Grundsteuerliche Behandlung von gebührenpflichtigen Krankenhausparkplätzen.

(07)     Mittelverwendung einer gemeinnützigen Eigengesellschaft an ihre Trägerkörperschaft

           zur Verwendung dieser Mittel für hoheitliche Zwecke

OFD Frankfurt/M. vom 13.03.2006

(Az.: S 0184 A – 20 – St II 1.03)

(01)   Ausgleichszahlungen für die Übernahme der Verpflichtung
zur Schaffung von naturschutzrechtlichen Ausgleichsflächen (§ 65 AO)
Zu der Frage, wie die einer steuerbegünstigten Körperschaft zur Verfügung gestellten Mittel für den Ankauf einer Fläche und deren biotopgerechte Gestaltung steuerlich zu behandeln sind, wenn das zahlende gewerbliche Unternehmen damit seiner Verpflichtung zur Schaffung von Ausgleichsflächen für einen Eingriff in die Natur nachkommt, wird folgende Auffassung vertreten: 

Die entgeltliche Übernahme der Durchführung der Verpflich​tung zur Schaffung von Ausgleichsflächen bei einer gemein​nützigen Körperschaft begründet grundsätzlich einen steuer​pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Im Einzelfall können aber auch die Voraussetzungen für die Annahme eines Zweckbetriebs erfüllt sein. Dies kommt z. B. in Be​tracht, wenn im Rahmen eines Gesamtkonzepts für die Gestaltung und Pflege des Biotops weit reichende Maßnahmen des Pflanzen-, Tier- und Artenschutzes, die den fachlichen Hintergrund einer gemeinnützigen Organisation erfordern oder aufgrund ihrer Personalintensität nur unter Einsatz von ehrenamtlich tätigen Personen realistisch finanzierbar sind, hinzukommen. 

OFD Frankfurt/M. vom 09.03.2006

(Az.: S 0184 A – 17 – St II 1.03)

(02)   Integrationsprojekte nach § 132 SGB IX als Zweckbetriebe

i.S. des § 68 Nr. 3 Buchstabe a AO

Beim Verkauf von Produkten durch eine Verkaufsstelle einer Werkstatt für behinderte Menschen ist zu unterscheiden, ob die Produkte unter Verwendung von Roh- oder Grundmaterial in der Werkstatt hergestellt wurden (Zweckbetrieb) oder ob zugekaufte Waren lediglich in der Verkaufsstelle für den Weiterverkauf aufbereitet wurden (steuerpflichtiger wirtschaft​licher Geschäftsbetrieb). Eine Aufbereitung in der Verkaufs​stelle ist nur dann anzunehmen, wenn die Wertschöpfung nicht mehr als 10 v. H. des Nettowerts der zugekauften Waren beträgt (vgl. Verfügung vom 10.08.2005 S 0184 A - 8 - St 11 1.03 Karte H 59). 

Diese Auffassung kann nicht auf die im Rahmen von Integrationsprojekten erbrachten Leistungen übertragen wer​den. § 68 Nr. 3c AO verweist auf § 132 Abs. 1 SGB IX. Danach können auch reine Handelsunternehmen, die lediglich Waren ein- und verkaufen, begünstigte Integrationsprojekte sein. Die Herstellung von Waren ist bei Integrationsprojekten nicht erforderlich. 

OFD Frankfurt/M. vom 09.03.2006

(Az.: S 0185 A – 7 – St II 1.03)

(03)   Schülerbeförderung
Zu der Frage, wie der von einem Wohlfahrtsverband durch​geführte Schülertransport zum und vom Unterricht zu beurteilen ist, wird folgende Auffassung vertreten: 

Bei den Beförderungsleistungen handelt es sich um Betätigungen im Rahmen eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts​betriebs. Eine Anerkennung als steuerbegünstigter Zweckbetrieb i. S. des § 65 AO kann nicht erfolgen, da diese Tätigkeit auch von nicht begünstigten Betrieben durchgeführt wird und die Wettbewerbsneutralität (§ 65 Nr. 3 AO) nicht gewahrt ist. 

Die Tätigkeit kann auch nicht nach § 66 AO als Zweckbetrieb beurteilt werden, da bei Beförderungsleistungen eine fachliche Betreuung oder besonders eingerichtete Fahrzeuge, wie z. B. bei Krankentransporten (vgl. AEAO, Rdn. 6 zu § 66 AO), erforder​lich sind.

OFD Frankfurt/M. vom 09.03.2006

(Az.: S 0184 A – 17 – St II 1.03)

(04)   Vereinfachter Zuwendungsnachweis bei Spenden bis 100 €;

Online-Banking

Nach § 50 Abs. 2 EStDV gilt als Nachweis von Zuwendun​gen i.S. der §§ 10b und 34g EStG in bestimmten Fällen der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung eines Kreditinstituts. Aus der Buchungsbestätigung müssen Name und Kontonummer des Auftraggebers und Empfän​gers, der Betrag sowie der Buchungstag ersichtlich sein. 

Zu diesen Buchungsbestätigungen gehört auch eine elekt​ronische Buchungsbestätigung wie z.B. der PC-Ausdruck bei Online-Banking. 

Dabei ist zu beachten, dass der PC-Ausdruck nur die von einem Kreditinstitut ausgefertigte Buchungsbestätigung ersetzen kann. Wie aus einer Buchungsbestätigung müs​sen deshalb auch aus dem PC-Ausdruck Name und Konto​nummer des Auftraggebers und Empfängers, der Betrag und der Buchungstag ersichtlich sein. Für den vereinfach​ten Nachweis von Zuwendungen nach § 50 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b EStDV (Zuwendungen bis zu 100 € an eine gemeinnützige Körperschaft) ist auch bei Nachweis durch PC-Ausdruck zusätzlich ein vom Zahlungs empfänger her​gestellter Beleg mit den erforderlichen Aufdrucken - ​steuerbegünstigter Zweck, für den die Zuwendung ver​wendet wird, Angaben über die Freistellung des Empfän​gers von der Körperschaftsteuer, Spende oder Mitglieds​beitrag - vorzulegen. 

Entsprechendes gilt für den vereinfachten Nachweis nach § 50 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. c EStDV (Zuwendungen bis zu 100 € an eine politische Partei).
OFD Münster vom 02.02.2006

(Kurzinformation Einkommensteuer Nr. 007/2006)

(05)   Liquidationseinnahmen der Chefärzte als Arbeitslohn - Anwendung

des BFH-Urteils vom 05.10.2005 (Az.: VI R 152/01)

Nach dem BFH-Urteil vom 05.10.2005 (Az.: VI R 152/01) sind die Liquidationseinnahmen für wahlärztliche Leistungen der Chefarzte grundsätzlich Arbeitslohn. wenn die Leis​tungen innerhalb des Dienstverhältnisses erbracht werden. 

Das Urteil ist zur Veröffentlichung im BStBl vorgesehen und damit zumindest für Lohnzahlungszeiträume ab Januar 2006  in ver​gleichbaren Fällen anzuwenden. 

Als maßgebliches Abgrenzungskriterium für eine selbststän​dige oder nichtselbstständige Tätigkeit ist neben den in H 67 LStR beschriebenen Merkmalen insbesondere der Umstand zu würdi​gen, ob die Behandlungsverträge über wahlärztliche Leistungen unmittelbar mit dem Chefarzt selbst oder aber mit dem Kranken​haus abgeschlossen werden. Im letzteren Falle ist in der Regel mangels Vorliegen einer Unternehmerinitiative von Einkünften i. S. des § 19 EStG auszugehen. 

Haftungsrechtliche Konsequenzen aus dem o. g. BFH-Urteil sind für Lohnzahlungszeiträume bis zum 31.12.2005 nicht zu zie​hen. Eine über diesen Zeitpunkt hinausgehende Billigkeitsrege​lung, nach der entsprechend der bisherigen Verwaltungspraxis all​gemein oder im Einzelfall an der bisherigen Einkünftequalifizierung als solche aus selbstständiger Arbeit festgehalten werden kann, ist nicht angezeigt.

FinMin des Landes Schleswig-Holstein vom 23.11.2005

(Az.: VI 353 – G 1107 - 005)

(06)   Grundsteuerliche Behandlung von gebührenpflichtigen 

Krankenhausparkplätzen

Nach bisheriger Praxis wurden gebührenfreie nutzbare Besucher- und Personalparkplätze von Krankenhäusern als grundsteuerbefreit nach § 4 Nr. 6 GrStG angesehen. Die Krankenhäuser erfüllen die Voraussetzungen des § 67 Abs. 1 oder 2 AO. Bezüglich der Parkplätze wurde von einer Hilfstätigkeit zur Verwirklichung des begünstigten Zwecks ausgegangen (vgl. Abschn. 31 Abs. 1 GrStR).

An einer derartigen Grundsteuerbefreiung kann nicht mehr festgehalten werden, wenn die Krankenhäuser die Besucher- und Personalparkplätze gebührenpflich​tig machen und die Flächen nicht durch Widmung und Indienststellung zu einer (rechtlich) öffentlichen Sache geworden sind. 

Eine Befreiung nach Abschn. 31 Abs. 1 GrStR i.V.m. § 4 Nr. 6 GrStG scheidet aus, weil die Entgeltlich​keit im Zusammenhang mit einer lediglich über den Hilfszweck vermittelten Befreiung als schädlich an​gesehen wird (Hinweis auf gleich lautende Länder​erlasse vom 15.01.2002 (BStBI I, S. 152, Tz. 3.2). 

Auch eine Befreiung nach § 4 Nr. 3a GrStG ist nicht gegeben. Zwar können die Grundstücke ohne Be​schränkung auf einen bestimmten, mit dem Verfügungsberechtigten in enger Beziehung stehenden Personenkreis benutzt werden. Der Steuerbefreiung steht aber der Umstand entgegen, dass der öffentli​che Verkehr einem wirtschaftlichen Zweck, nämlich dem des Krankenhausbetriebs, untergeordnet ist. Die Rechtsprechung fordert für die Grundsteuerbe​freiung von Grundstücken, die zwar unmittelbar dem öffentlichen Verkehr dienen, bei denen das "Dienen" aber mittelbar einen übergeordneten ver​kehrsfremden Zweck auf einem anderen (benach​barten) Grundstück verfolgt, dass das Grundstück durch Widmung und Indienststellung zu einer (rechtlich) öffentlichen Sache geworden sein muss (vgl. BFH-Urteil vom 25.04.2001, II R 19/98, BStBI II 2002, S. 54 m.w.N.; Tz. 2.3 der gleich lautenden Län​dererlasse vom 15.01.2002). Wird die Verbindung zur Nutzung für ein verkehrsfremdes Unternehmen (Krankenhausbetrieb) mangels Widmung nicht ge​löst, so ist Grundsteuerpflicht gegeben.

OFD Koblenz vom 17.11.2005

(Az.: S 0171 A – St 33 1)

(07)   Mittelverwendung einer gemeinnützigen Eigengesellschaft an  

ihre Trägerkörperschaft zur Verwendung dieser Mittel für hoheitliche Zwecke

Nach einer Entscheidung der KSt.-Referatsleiter der obersten Fi​nanzbehörden des Bundes und der Länder ist es unschädlich für die Gemeinnützigkeit einer GmbH, wenn sie ihrem Alleingesell​schafter - einer Körperschaft des öffentlichen Rechts (Stadt) -, Mittel für hoheitliche Zwecke (Sanierung und Erhaltung städti​scher Schulen) zuwendet. Die Verwendung von zugewendeten Mitteln für steuerbegünstigte Zwecke ist auch dann zulässig, wenn die Zwecke zugleich hoheitlich sind. Dies wird besonders daran deutlich, dass auch unmittelbare Spenden an eine öffent​lich-rechtliche Schule, die hoheitliche Zwecke verfolgt, steuer​begünstigt sind. 

Die Zuwendung ist wegen der Zweckbindung für steuerbegüns​tigte Zwecke auch keine für die Gemeinnützigkeit der GmbH schädliche Gewinnausschüttung. Es liegt ein Fall des § 58 Nr. 2 AO vor. Da es sich hierbei um die speziellere und damit vorran​gige Vorschrift handelt, ist es für die gemeinnützigkeitsrecht​liche Behandlung der GmbH unbeachtlich, ob die Zuwendung zugleich die Kriterien für die Annahme einer verdeckten Ge​winnausschüttung erfüllt.
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